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Die Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik (GASP) der
Europdischen Union im Rahmen der Vereinten Nationen
— Bestandsaufnahme, Defizite, Chancen

Ernst Sucharipa

Eine Gemeinsame Auf3en- und Sicherheitspolitik der Union,
die diese Bezeichnung wirklich verdient, muf§ auch im
Rahmen der Vereinten Nationen zum Ausdruck kommen.

Mein Referat soll zeigen,

bis zu welchem Grad dies der Fall ist und welchen Niederschlag die-
se Zusammenarbeit im Abstimmungsbild der Generalversammiung
hat;

welches der Stellenwert der Europaischen Union im Rahmen der
Vereinten Nationen heute ist;

welches die rechtlichen Grundlagen und Reglements fiir die Zusam-
menarbeit der Union in den Vereinten Nationen sind;

wie sich die praktische Durchfiihrung dieser Zusammenarbeit gestal-
tet;

In diesem Zusammenhang ist auch kurz auf das Abstimmungsverhal-
ten der Beitrittskandidaten einzugehen;

Ferner werde ich rezente Entwicklungen erwahnen, die in Richtung
einer vorsichtigen institutionellen Zusammenarbeit der Vereinten Na-
tionen mit der Europaischen Union gehen, und schlieRlich

auch auf die Fragen der EU-Kooperation im Sicherheitsrat einge-
hen.

Die Relevanz der Vereinten Nationen fiir eine Gemeinsame Aus-
sen- und Sicherheitspolitik der Europdischen Union

Der auferst vielfaltige, breit aufgefacherte Inhalt der Aktivitaten, Bera-
tungsgegenstande, Verhandlungs- und Abstimmungsverfahren in New
York, Genf, Wien und Nairobi zwingt die 15 Mitgliedstaaten sowie auch
die Kommission dazu, in diesem Geschehen das ,europdische” (EU)
Profil zu wahren und ins rechte Licht zu setzen. Standige, oft rasche
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Reaktion ist gefragt. In dieser Reaktion gilt es, das Gemeinsame der
Aufden- und Sicherheitspolitik der Union darzustellen.

Die 15 Mitglieder der Européischen Union bilden unter den derzeit 189
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen eine weitgehend kohéarente
Gruppe. Sie hat sich aufgrund des Umfangs und der Qualitat ihrer Mitar-
beit in den Vereinten Nationen nicht nur in finanzieller Hinsicht zu dem
wohl wichtigsten Akteur innerhalb der Vereinten Nationen entwickelt. Die
Gruppe der 15 EU-Staaten hebt sich von den lbrigen Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen ab, weil sie weitgehend Ubereinstimmende
Positionen zu den verschiedenen Themen entwickelt hat, mit denen sich
die Vereinten Nationen befassen, und in den Entscheidungsprozessen
der Organisation gemeinsam auftritt.

Diese Tendenz wird durch die bedeutende wirtschaftliche und politische
Stellung der Européischen Union im Vergleich zu den meisten anderen
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen verstarkt.

Die bedeutende und dominante Position, welche heute der Europai-
schen Union und ihren Mitgliedstaaten innerhalb der Vereinten Nationen
zukommt, findet ihren klarsten Ausdruck im Beitrag dieser 15 Staaten
zum Budget der Vereinten Nationen: Bei 28 % des weltweiten BSP-
Anteils entfallen auf die Mitgliedstaaten der Union 37 % der Pflichtbei-
trage zum regularen Budget und 40 % der Beitrdge zu den
friedenserhaltenden Operationen der Vereinten Nationen (siehe Graphik
1 auf S. 24). Die Mitglieder der Europ&ischen Union entrichten diese
Beitrége in aller Regel piinktlich und in voller Héhe. Der gesamte Anteil
der Union an den freiwilligen Beitrdgen zu diversen Fonds der Vereinten
Nationen und Programmen der Entwicklungszusammenarbeit liegt bei
50 %. Um einiges geringer ist allerdings der personelle Einsatz der
Mitgliedstaaten der Union bei friedenserhaltenden Operationen: Die
Mitgliedstaaten der Europdischen Union stellen mit etwa 6.800
Mitarbeitern 17 % des gesamten Personals fiir friedenserhaltende
Operationen der Vereinten Nationen (23 % der militarischen Beobachter,
23 % der Polizeikontingente, 16 % der Truppenkontingente).

Es mul aber die Frage gestellt werden, inwieweit das Instrumentarium,
welches die Vereinten Nationen anbieten, auch in die GASP bewuft
einbezogen und gezielt verwendet wird, bzw. inwieweit die Europaische
Union im Rahmen der Vereinten Nationen initiativ tatig wird. Hier fallt
die Bestandsaufnahme eher negativ aus. Zwar kann mit Sicherheit ge-
sagt werden, dafl von allen Mitgliedern der Vereinten Nationen die Mit-
gliedstaaten der Europaischen Union am konsequentesten die Vereinten
Nationen und deren Ziele unterstiitzen: Art. 17 des EU-Vertrages, der
die Ziele der Gemeinsamen Auften- und Sicherheitspolitik der Européi-
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schen Union definiert, bezieht sich in diesem Zusammenhang auf den
Grundgedanken der Friedenssicherung und der Starkung der internatio-
nalen Sicherheit in Ubereinstimmung mit den Grundsétzen der Sat-
zung der Vereinten Nationen.

Auch gehort zum Engagement der Europdischen Union in den Vereinten
Nationen eine starke grundsatzliche Unterstitzung fiir alle Manahmen
der Konfliktverhtitung und der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten,
wie sie der Sicherheitsrat und der Generalsekretér unternehmen — etwa
in Form von praventiver Diplomatie. Die Mitgliedstaaten der Union set-
zen sich auch fir die Weiterentwicklung und — noch wichtiger — die
strengere Durchsetzung der Menschenrechte ein. Die Mitarbeit der Eu-
ropaischen Union in den Vereinten Nationen umfat zudem eine aktive
Unterstiitzung fiir Programme der humanitaren Hilfe bei Naturkatastro-
phen oder infolge von bewaffneten Konflikten, die Férderung der Pro-
gramme der Vereinten Nationen zur Beseitigung von Landminen und die
weitere Kodifikation des V&lkerrechts, um nur einige der Schwerpunkte
zu nennen. Die Européische Union ist auch ein starker Anwalt fur eine
Reform der Vereinten Nationen und unterstitzt die diesbezlglichen Be-
mihungen des Generalsekretars der Organisation.

Dennoch ist auffallig, dal die Europaische Union trotz dieser generellen
Unterstiitzung verschiedenster Aktivitaten der Vereinten Nationen meist
nur auf Resolutionsentwiirfe und Initiativen anderer Staaten und Staa-
tengruppen reagiert und nur selten eigene Initiativen vorbereitet.

Fir die letzte Generalversammlung zahlt der EU-interne belgische Ab-
schluBbericht (,rapport de la Présidence belge") folgende gemeinsamen
EU Initiativen auf:

e Sicherheit des humanitéaren Personals der Vereinten Nationen;

e Durchfithrung der Empfehlungen der Milleniums-Generalversamm-
lung;

¢ Unterstitzung fir Anti-Minen-Aktionen;

e Globale Partnerschaften (mit Bezug auf den Stellenwert des privaten
Sektors);

e Resolution zum Bericht des IAEA;
¢ Rechte des Kindes;
e Menschenrechte im Iran, Irak, DR Kongo.
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Es sind dies in der Regel Resolutionsentwiirfe, die auf bereits seit l&nge-
rer Zeit betriebene Initiativen zurlickgehen und kaum solche, mit denen
neue, innovative Anregungen verfolgt werden.

Interessant ist auch die Liste jener Themen, die seitens der Europai-
schen Union einige Monate vor der jeweiligen Generalversammlung als
wichtig eingestuft werden und in Form eines ,Priority papers® zirkuliert
werden. Von der derzeitigen spanischen Prasidentschaft wurden hierzu
folgende Punkte fiir die 57. Generalversammlung vorgeschlagen:

« Kampf gegen Terrorismus:

¢ Menschenrechte;

« Humanitare Fragen;

¢ Konfliktldsung und Friedenserhaltung;

» Regionale Fragen (genannt werden: Kongo, Burundi, Athiopien — Eri-
trea, Mittlerer Osten, Afghanistan, Balkan, Zypern, Myanmar, Ostti-
mor);

¢ Internationaler Strafgerichtshof;
e Umweltfragen;

¢ Umsetzung der Beschlisse von Groftkonferenzen der Vereinten Na-
tionen.

Il. Rechtliche und ,,pararechtliche* Grundlagen der EU-Zusammen-
arbeit

In erster Linie sind die Bestimmungen aus Art. 19 EU-Vertrag maRige-
bend:

(1) Die Mitgliedstaaten koordinieren ihr Handeln in internationa-
len Organisationen und auf internationalen Konferenzen. Sie
treten dort fiir die gemeinsamen Standpunkte ein. [Hervorhe-
bungen des Verfassers]

In den internationalen Organisationen und auf internationalen
Konferenzen, bei denen nicht alle Mitgliedstaaten vertreten
sind, setzen sich die dort vertretenen Mitgliedstaaten fiir die
gemeinsamen Standpunkte ein.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 und des Artikels 14 Absatz 3
unterrichten die Mitgliedstaaten, die in internationalen Organi-
sationen oder auf internationalen Konferenzen vertreten sind,
die dort nicht vertretenen Mitgliedstaaten laufend iber alle Fra-
gen von gemeinsamem Interesse.
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Die Mitgliedstaaten, die auch Mitglieder des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen sind, werden sich abstimmen und die
tbrigen Mitgliedstaaten in vollem Umfang unterrichten. Die Mit-
gliedstaaten, die stdndige Mitglieder des Sicherheitsrates sind,
werden sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unbescha-
det ihrer Verantwortlichkeit aufgrund der Charta der Vereinten
Nationen fir die Standpunkte und Interessen der Union einset-
zen.

b) Weitere Texte, die fir das Agieren der EU-Partner im Vereinten Na-
tionen Kontext malgeblich sind:

¢ Ein ,Policy document® des Rats Allgemeiner Angelegenheiten (RAA)
+European Union Coordination in the United Nations Framework”; ver-
abschiedet am 10. April 1995 (COREU PAR 483/95). Es handelt sich
dabei um einen nicht verbindlichen ,Code of conduct® mit zumeist
recht allgemeinen ,Common sense“-Anleitungen wie z.B:

o Abstimmung der Haltungen der Mitgliedstaaten soll so friih wie
moglich begonnen werden;

o Delegation von Prasidentschaftsaufgaben an andere Partner;

o Allgemeine Aufforderung an Unionsdisziplin: Verpflichtung zu
Konsultation vor dem Start eigener Initiativen;

e ,Guidelines for Enhanced Political Dialogue with Associated Coun-
tries” (Beschlut des Politischen Komitees vom 31. Mai 1996; COREU
SEC 660/96). Diese legen u.a. die Verfahrensweise fiir Assoziierte
Staaten zur Teilnahme an Erklarungen (,Alignment*), bei schriftlichen
Stellungnahmen an das Sekretariat der Vereinten Nationen und Ko-
ordinationsmechanismen in multilateralen Foren fest;

e ,EU-UN Co-operation in Conflict Prevention and Crisis Management”
(Council conclusions, 2356. RAA vom 11. Juni 2001).

Zur Abrundung der rechtlichen Grundlagen ist noch auf den spezifi-
schen Status der Delegationen von Kommission und Ratssekretariat
hinzuweisen: Die Europdische Gemeinschaft (nur sie hat ja anerkannte
internationale Rechtspersonlichkeit) ist als Beobachter in der General-
versammlung und beim Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) zugelas-
sen. Sie wird vertreten durch die jeweilige Ratsprasidentschaft der Euro-
paischen Union und durch die Europaische Kommission.
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Der entsprechende Eintrag im Delegationsverzeichnis der Vereinten Na-
tionen hat folgenden Asterix-Vermerk: ,The European Community has
informed the Secretariat of the United Nations that it is now part of the
European Union, as established by the Treaty on European Union* Un-
ter dem Eintrag der Kommissionsdelegation findet sich sodann (in Genf
und New York) mit Strich und Abstand deutlich abgesetzt der Eintrag fiir
das ,Liaison Office of the General Secretariat of the Council of the Euro-
pean Union with the United Nations®. Wahrend die Beobachterdelegation
der Kommission jedenfalls dort klare Befugnisse hat, wo es um aus-
schlieffliche Kommissionskompetenzen oder um gemischte Kompeten-
zen geht, wird die Funktion der nach Abschluf® des Vertrages von Maa-
stricht 1994 eingerichteten Ratsdelegation auf der Webpage wie folgt
umschrieben:

— Unterstitzung fiir Prasidentschaft und Mitgliedstaaten in der Vereinten
Nationen Koordination;

— Archivhaltung;
— VN- ,Antenna“ fir Briisseler Zentrale.

lll. Praktische Gestaltung der EU-Zusammenarbeit bei den Verein-
ten Nationen.

Hier gilt es zwischen zwei Bereichen zu unterscheiden, wobei die Unter-
schiede in der Qualitat der Zusammenarbeit betrachtlich sind: General-
versammlung und Sicherheitsrat.

1. Generalversammlung

Gemeinsame Positionen der 15 EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Ver-
einten Nationen kommen am klarsten im Verlaufe der jahrlich stattfin-
denden Generalversammlung (und im Wirtschafts- und Sozialrat) zum
Ausdruck. So gab beispielsweise die belgische Prasidentschaft im zwei-
ten Halbjahr 2002 97 gemeinsame Erklarungen im Namen der 15 EU-
Mitgliedstaaten in der Generalversammlung ab. Sehr oft schlieen sich
die assoziierten Staaten aus Mittel- und Osteuropa sowie Island, Liech-
tenstein und Norwegen als Mitglieder der Europaischen Freihandelsas-
soziation (EFTA) formell diesen EU-Erklarungen an. Obgleich diese De-
legationen nur sehr beschrankt Moglichkeit haben, sich direkt an der
Redaktion dieser Erklarungen zu beteiligen, werden ihre Vorschlage und
Bemerkungen doch soweit wie maglich berticksichtigt. Auf diese Weise
spricht die Prasidentschaft der Europaischen Union meist fiir fast 30
Staaten und bestimmt damit wesentlich den Verlauf der Debatte.



Sucharipa: Die GASP im Rahmen der Vereinten Nationen 13

Diese gemeinsamen Erklarungen, Positionspapiere und Verhandlungs-
grundlagen werden in zahlreichen, taglich oft mehrfach stattfindenden
Koordinationssitzungen auf Botschafter- oder Expertenebene redigiert
und ausgehandelt. Sie kénnen Verhandlungsgegenstand in einer der
Briisseler Arbeitsgruppen des Rates der Europaischen Union sein. An
allen diesen Beratungen sind auch die EU-Kommission und das Ratsse-
kretariat beteiligt. Fragen, die sich im Zusammenhang mit den Verhand-
lungsprozessen in den Vereinten Nationen ergeben, sind auch des ofte-
ren Bestandteil des téglichen elektronischen Informationsaustausches
zwischen den AuRenministerien der Mitgliedstaaten.

Diese Politik der umfassenden Koordination fiihrt zu einem erstaunlich
hohen Grad an Ubereinstimmung im Stimmverhalten der Generalver-
sammiung. So stimmten die 15 Mitgliedstaaten der Europaischen Union
im Verlaufe der 56. Generalversammlung 2000 bei 76,5 % aller nament-
lichen Abstimmungen Uber Resolutionsentwiirfe gemeinsam (46 Ab-
stimmungen von insgesamt 60 namentlich abgestimmten Resolutionen).
Diese Statistik, welche also nur Resolutionen beriicksichtigt, die nicht im
Konsensweg unter allen Mitgliedstaaten der Generalversammlung ver-
abschiedet wurden, ist naturgemal wesentlich aussagekréftiger als ein
Abstellen auf alle von der Generalversammlung verabschiedeten ca.
280 Resolutionen, d.h. einschlieRlich der im Konsensweg angenomme-
nen Texte. Der Hohepunkt in der Kohasion des EU-Abstimmungs-
verhaltens wurde wéahrend der 53. Generalversammlung (1998) mit 69
von 84 Abstimmungen erreicht (85 % Kohasion). Bei Beriicksichtigung
aller Resolutionen, also auch der mit Konsens verabschiedeten, ergab
sich 1998 eine Kohéasion von 96,7 %.

Zuletzt wurde unter der finnischen Prasidentschaft (2. Halbjahr 99) eine
solche Abstimmungsstatistik (Graphik 2 auf S. 25) veréffentlicht. Sie um-
faBt die Jahre 1977-1999. An Hand dieser Ubersicht I&Rt sich die Ent-
wicklung der EU-Kohasion (zunehmende Tendenz bis 1988, dann wie-
der abfallend) recht gut verfolgen. Im tbrigen wurde in den letzten bei-
den Jahren, d. h. weder unter der franzésischen (2000) noch der belgi-
schen Prasidentschaft eine vergleichbare Statistik erstellt.

Interessant sind auch grafische Darstellungen, die den Koharenzgrad
nach thematischen Gesichtspunkten darlegen (Graphiken 3 u. 4 auf S.
26f.). Diese Statistiken, die einer Studie von Univ-Doz. Paul Luif (Pro-
jektbericht an das Biro fur Sicherheitspolitik, Bundesministerium fur
Landesverteidigung, Wien, Feb. 2002) entnommen sind, berticksichtigen
auch namentliche Abstimmungen iber Teile einer Resolution, wo dies
von einem Mitglied der Generalversammlung gefordert wurde. Die von
der Delegation des EU-Rates in New York gefiihrte Statistik stellt hinge-
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gen nur auf Gesamtabstimmungen tber Resolutionen ab (keine ,Sepa-
rate Votes").

An diesen Grafiken lassen sich auch die ,neuralgischen” Bereiche in be-
zug auf die angestrebte hohe Koharenz gut ablesen: Es sind dies einer-
seits einige fast schon historisch zu bezeichnende Resolutionen im Vier-
ten Ausschuf® zu Dekolonialisierungsfragen, eine Reihe von Abstim-
mungen zu Abristungs- und vor allem Fragen der nuklearen Sicherheit
im Ersten Ausschul® sowie der Bereich Nahost, wo die Frage der Uber-
einstimmung im Abstimmungsverhalten auch iiber das New Yorker Kon-
ferenzgeschehen hinausgehende Wirkung und Beachtung entfaltet.

So vermeldete auch die belgische EU-Prasidentschaft bei den Vereinten
Nationen (2. Hj. 2001) in ihrem AbschluBbericht Koh&sionsschwierigkei-
ten in folgenden Bereichen:

« Mittelost- und Palastina—Resolutionen;

e Nukleare Abriistung (gemeinsame Abstimmung bei 42 von insgesamt
49 Resolutionen: hier bestehen deutliche Koharenzabstriche, die je-
doch weniger als man vermuten wirde auf das Abstimmungsverhal-
ten der vier neutralen oder paktungebundenen EU-Staaten zurtickzu-
fuhren sind, als vielmehr zu Lasten des abweichenden Abstimmungs-
verhaltens der beiden Nuklearméchte (insbes. Frankreich) gehen;

e Dekolonialisierung.

Graphik 5 (auf S. 28) zeigt nochmals fiir die 56. Generalversammlung
(2001) jene Bereiche auf, in denen keine Kohdasion innerhalb der Euro-
paischen Union erreicht werden konnte. Zuséatzlich sind auch jene Félle
vermerkt, in denen es bei Ubereinstimmendem Abstimmungsverhalten
der Europaischen Union ein unterschiedliches Abstimmungsverhalten
der Vereinigten Staaten gab.

Vor allem bei den Nahost/Paléstina-Abstimmungen kommt es gelegent-
lich vor, daf sich auch die Aulenminister personlich interessieren und
einschalten, letztlich besteht hier immer wieder die Gefahr, dal} in einem
wichtigen Bereich der GASP Uneinigkeit unter den Staaten der Europai-
schen Union durch unterschiedliches Abstimmungsverhalten allzu deut-
lich signalisiert wird. So zuletzt in der Ende April 2002 abgeschlossenen
Tagung der Menschenrechtskommission in Genf, wo bei einer Israel hef-
tig verurteilenden Resolution von den neun stimmberechtigten Mitglied-
staaten der Union (die auch Mitglied der Menschenrechtskommission
sind) sechs fiir und zwei (GroRbritannien, Deutschland) bei einer Enthal-
tung (Italien) gegen den Text stimmten.
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Wenige Monate vor dem Abschlu} der Erweiterungsverhandiungen liegt
es nahe, auch kurz der Frage ,was ware, wenn“ nachzugehen, also den
hypothetischen Fall zu beleuchten, wie sich die EU-Abstimmungs-
koharenz gestaltet hatte, wéren die 10 (angenommenen) neuen Mitglie-
der schon seit 1995 Mitglieder der Europaischen Union gewesen (Gra-
phik 6 auf S. 29). Bei der 55. Generalversammlung (2000) gab es bei
den ,EU-15“in 72 % der Abstimmungen identes Verhalten, bei einer an-
genommenen ,EU-25“ waren es bloB 49 % gewesen. Freilich zeigt die
grafische Darstellung eine Verstarkung der Kohé&renz unter den ,EU-25"
in den letzten Jahren und eine Verringerung des Abstandes der ,10“ zu
den ,EU-15" innerhalb von 5 Jahren um 7 % -Punkte (von 30 auf 23).

Dieser Trend wird sich mit Sicherheit weiter fortsetzen, sobald auch die
neu aufgenommenen Mitglieder in den internen KonsultationsprozeR der
Union voll eingeschlossen sind. (Vermutlich nach Abschluf® der Beitritts-
verhandlungen, d.h. noch vor AbschluR des Ratifikationsverfahrens.)
Dieser EinschluR in das Koordinationsverfahren wird zusatzlichen ,so-
zialen Druck® in Richtung auf eine weitere Angleichung des
Abstimmungsbildes ausiiben. Genauere Analysen zeigen im Ubrigen
auch auf, dal Zypern und Malta (die beiden ,alten” blockfreien Staaten)
einen um einiges hoheren Grad der Stimmabweichung aufweisen, als
die anderen Beitrittskandidaten.

Als letzten statistischen Beitrag mochte ich noch auf eine ebenfalls von
Paul Luif entliehene Tabelle verweisen, in der nicht der gesamthafte EU-
Konsens eruiert wird, sondern die Abweichung des einzelnen Staates
von der Mehrheitsmeinung der EU-Staaten (d.h. z.B. bei 15 EU Mitglied-
staaten zumindest 8 pos. Stimmen) (Graphik 7 auf S. 30). Graphik 8 (auf
S. 31) erweitert diese Darstellung auf die Beitrittskandidaten sowie — zu
Vergleichszwecken — einige weitere Staaten.

Insgesamt lassen diese Ubersichten u.a. folgende Schliisse zu:
¢ Hoher aber tendenziell wieder abnehmender Konvergenzgrad,;

e Die Erweiterung der Européischen Union auf 25 Mitglieder wird das
Bild mittelfristig nicht nachhaltig &ndern;

e Eine Kerngruppe innerhalb der Europaischen Union weist starkere
Kohasion auf: Benelux, Deutschland, Danemark, Portugal, Finnland,
Griechenland, unmittelbar gefolgt von Osterreich, Schweden, Spani-
en, Italien. GroRbritannien und Frankreich haben hingegen wesentlich
héhere Abweichungen aufzuweisen, d.h. diese beiden grofen Mit-
gliedstaaten reprasentieren in ihrem Abstimmungsverhalten keines-
wegs die Einstellung der meisten EU Staaten;
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¢ Wenn eine SchluRfolgerung von der Politik der Vereinten Nationen
auf die GASP allgemein erlaubt ist:

Ein Direktorium von groRen EU-Mitgliedstaaten in der AuRenpolitik
der Union, das auf ersten Blick ein effizientes Handeln ermdglichen
konnte, ware aus Sicht der kleineren Mitgliedstaaten problematisch.
Die Haltung Deutschlands in den Vereinten Nationen entspricht aller-
dings (aus historischen Griinden?) viel eher dem ,EU-Mainstream®
der Kerngruppe;

¢ In den Vereinten Nationen und insbesondere der Generalversamm-
lung ist die Ubereinstimmung unter den EU-Mitgliedstaaten weiter
fortgeschritten, als dies sonst dem Entwicklungsstand ihrer Gemein-
samen AuBen- und Sicherheitspolitik entspricht. Gleichzeitig markiert
dieser hohe Entwicklungsstand auch die Obergrenze, bis zu der die
Etablierung gemeinsamer Positionen der Europaischen Union im
Rahmen der Vereinten Nationen vorangetrieben werden kann. In Be-
reichen, in denen starke aufllenpolitische Einzelinteressen bestimmter
Mitgliedstaaten weiter bestehen, wird es schwierig oder unmaglich,
gemeinsame Positionen zu entwickeln;

e Das markanteste Beispiel fur die Verfolgung nationaler Interessen auf
Kosten einer Gemeinschaftsposition stellten die gegensatzlichen Auf-
fassungen Deutschlands und ltaliens tber die Frage der Reform des
Sicherheitsrates dar. Deutschland strebte fir sich einen standigen
Sitz im Sicherheitsrat an und hoffte, dieses Ziel im Zuge der laufen-
den Debatte Uiber die Erweiterung des Sicherheitsrates zu erreichen.
Italien dagegen will gerade diese Gleichstellung Deutschlands mit
den beiden anderen westeuropéischen Mitgliedern des Sicherheitsra-
tes — Frankreich und Grof3britannien — verhindern und propagierte
daher andere Reformmodelle, die eine Rotation unter mittelgroRen
Staaten, darunter Italien, vorsehen;

« Weitere Bereiche, in denen es an gemeinsamen Positionen der EU-
Mitglieder fehlt, sind die Haltung zur Dekolonialisierung, soweit sie
noch Gegenstand von Beratungen bei den Vereinten Nationen ist,
und — wohl wichtiger — das Feld von Abristung und Ristungskontrol-
le. Hier fuhren der Unterschied zwischen Staaten, die Atomwaffen
besitzen, und denjenigen, die keine haben, sowie auch der Unter-
schied zwischen allianzgebundenen und allianzfreien Staaten zu nicht
immer Uberbriickbaren Meinungsverschiedenheiten;

e Das augenfalligste Problem der gemeinsamen EU-Présenz bei den
Vereinten Nationen liegt in der standigen Suche nach einer vertretba-
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ren gemeinsamen Position, die dann zumeist der berlihmte kleinste
gemeinsame Nenner ist.

¢ Selbstverstandlich ist das gemeinsame Auftreten der 15 EU-Staaten
ein nicht zu unterschatzender Wert an sich und ein nicht unbedeu-
tender Motor und Gradmesser fiir die Weiterentwicklung der Gemein-
samen AuBenpolitik. Gleichzeitig ist jedoch eine Abflachung des VN-
Profils einzelner besonders engagierter EU-Staaten zu verzeichnen.

Der Weg zu gemeinsamen EU-Positionen ist oft mihsam. Die Statistik
lakt das am Beispiel der belgischen Préasidentschaft im zweiten Halbjahr
2000 sehr klar erkennen: Wahrend dieser sechs Monate fanden in New
York insgesamt 600 Arbeitssitzungen der 15 Delegationen auf Ebene
der Missionschefs (das heil3t der standigen Vertreter bei den Vereinten
Nationen) sowie auf Expertenebene statt. Diese hohe Anzahl an erfor-
derlichen Koordinationssitzungen ist — mit einigen Schwankungen — fur
alle Prasidentschaften charakteristisch. Es ist also ein reichlich zaher
und zeitaufwendiger Koordinationsmechanismus erforderlich, um aus 15
nationalstaatlichen Politiken eine erkennbare gemeinsame Politik der
Europiischen Union in und gegeniber den Vereinten Nationen zu ent-
wickeln. Ahnlich intensiv ist im Ubrigen die Koordinationstatigkeit in
Genf, wo pro Halbjahr 400-500 Sitzungen anfallen (davon die Hélfte fir
WTO-Angelegenheiten). Interessant ist natirlich, daR es in Genf mehr
Politikbereiche mit (ausschliefllicher) Zustédndigkeit der Européischen
Kommission bzw. deren Mitzustandigkeit gibt. Entsprechende Koordina-
tionsmechanismen, allerdings in weit abgeschwéachtem Ausmal, gibt es
auch in Wien (UNOV) und Paris (UNESCO).

Mit dieser intensiven Koordinationstatigkeit verbunden ist ein Phanomen,
das viele Delegationen auferhalb der Europaischen Union — besonders
die Partner innerhalb der gréfReren westlichen Regionalgruppe (WEOG)
— immer wieder beklagen: Die EU-Positionen gegeniiber den Vereinten
Nationen sind, wenn sie einmal festgelegt sind, nicht mehr dnderbar und
daher nicht verhandelbar. Ohne Zweifel engt dieser Umstand oft die
Maoglichkeiten fuir ein gemeinsames Vorgehen mit anderen gleichgesinn-
ten Delegationen ein, wie zum Beispiel mit Kanada, Norwegen, aber
auch Neuseeland und Australien.

Das Bild, das die Umsetzung einer gemeinsamen EU-AuBenpolitik in-
nerhalb der Generalversammilung bietet, ist also insgesamt, vor allem
statistisch betrachtet, recht erfreulich. Das kann aber nicht dartiber hin-
wegtauschen, dalt die Koordination der Européaischen Union und die Be-
reitschaft zur Unterwerfung unter eine einheitliche Haltung immer dort an
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deutliche Grenzen stolt, wo ausgepragte nationale Positionen oder
auch starke, manchmal personlich bedingte Profilierungsinteressen im
Spiel sind.

2. Sicherheitsrat

Wahrend die Kooperation im Bereich Generalversammlung recht gut
(wenn auch sehr aufwendig) funktioniert und im wesentlichen eine Zu-
sammenarbeit unter Gleichberechtigten darstellt, kann das fiir den Be-
reich Sicherheitsrat nicht behauptet werden. Ganz im Gegenteil: hier
zeigen sich die Grenzen einer gemeinschaftlichen Politik der Vereinten
Nationen:

Jene EU-Mitglieder, die dem Sicherheitsrat entweder als standige oder
nichtstéandige, gewahlte Mitglieder angehdéren, sprechen in diesem Gre-
mium entsprechend der Satzung der Vereinten Nationen nach wie vor
grundsatzlich zunéachst als nationale Staaten. Sie sind aber nach dem
EU-Vertrag generell verpflichtet, sich untereinander abzustimmen und
die Ubrigen Mitgliedstaaten der Européaischen Union zumindest in vollem
Umfang zu unterrichten (Art. 19 (2) EUV). Zuséatzlich werden die Mit-
gliedstaaten der Union, die standige Mitglieder des Sicherheitsrates sind
— also Frankreich und GroRbritannien —, vom EU-Vertrag ausdriicklich
aufgerufen, sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben fir die Stand-
punkte und Interessen der Européischen Union einzusetzen — aber nur
Lunbeschadet ihrer Verantwortung aufgrund der Charta der Vereinten
Nationen®. Diese Bestimmung erlaubt es GroRRbritannien und Frankreich
in Fallen, in denen ihre spezifischen Positionen als Standige Mitglieder,
die auch zeitlich dem EU-Vertrag und der Herausbildung der GASP vor-
ausgehen, dies erfordern, auf ihre vorgeordneten Verpflichtungen aus
der Satzung der Vereinten Nationen zu verweisen.

Die Informationsverpflichtung, die sich aus Art. 19 EUV ergibt, ist in den
letzten Monaten aktualisiert worden. Bis vor kurzem war es um die
Durchfiihrung dieser Bestimmungen nicht gut bestellt. Die Informations-
weitergabe seitens der Mitglieder des Sicherheitsrates an die Ubrigen
~armen Briuder“ erfolgte zogerlich, nur auf konkretes Verlangen. Forum
hierfiir war das freitagliche Treffen der Missionschefs. Diese woéchentli-
chen Sitzungen der Standigen Vertreter der EU-Staaten geben die Mog-
lichkeit zu Koordinationsgesprachen, jedoch gehen diese in aller Regel
nicht tber einen Informations- und Meinungsaustausch hinaus. In die-
sem Rahmen bietet sich dann zwar die Gelegenheit, sofern erforderlich,
auch ein Standiges Mitglied des Sicherheitsrates an bestehende Festle-
gungen der Européischen Union zu erinnern, jedoch steht diesem dann
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immer noch der Hinweis auf die spezielle, an nationalen Interessen ori-
entierte Verantwortung als Standiges Mitglied des Sicherheitsrates of-
fen.

Nach langem Drangen wurde im Janner 2001 unter der schwedischen
Prasidentschaft als groRe Neuerung zuséatzlich ein regelmaliges Treffen
auf Sachbearbeiterebene zu einem ausfihrlichen debriefing eingefiihrt.
Dem Vernehmen nach hat dieses Treffen von ,,Art. 19 experts* zu einer
realen Verbesserung des Informationsflusses (ber das abgelaufene
Geschehen im Sicherheitsrat gefithrt und es ist sicher recht bezeich-
nend, dal diese Selbstverstandlichkeit als groBartige neue Entwicklung
in der EU-Kooperation gefeiert wird.

Freilich, diese Treffen gehen in der Regel nicht soweit, auch eine syste-
matische Informationsweitergabe und gar Diskussion tiber vorherseh-
bare Entwicklungen oder beabsichtigte Initiativen seitens der im Sicher-
heitsrat vertretenen EU Staaten zu umfassen. Wie es heildt, soll vor al-
lem die britische Delegation jede Entwicklung in diese Richtung (,ex an-
te“-Koordinationstreffen statt ,ex-post debriefings“), d. h. letztlich eine
starkere Einbindung aller EU-Mitgliedstaaten in die Gestaltung einer ein-
heitlichen EU-Politik im Sicherheitsrat, blockieren.

Interessant ist, da® bereits 1997 der damalige standige Vertreter Spani-
ens bei den Vereinten Nationen in New York (und spatere Hohe Vertre-
ter in Bosnien-Herzegowina), Carlos Westendorp, im Vorfeld der Ver-
handlungen um die GASP-Bestimmungen im Amsterdamer Vertrag um
eine Initiative bemiiht war, die auf eine Starkung der Rechtsgrundlage
(im Art. 19 Abs. 2 EUV) flr eine gemeinsame Politik der Europaischen
Union im Sicherheitsrat abstellte. Ziel dieser — wie nicht weiter verwun-
derlich — nicht erfolgreichen Initiative war eine klarere Verpflichtung (Er-
weiterung der bestehenden Formulierung) in Art. 19 EUV fur die Mitglie-
der im Sicherheitsrat zur ,Konzertierung”“. So sollte eine Abstimmung mit
allen anderen EU-Partnern festgelegt werden, sowie die Einflihrung des
Gedankens der Vertretung der Europaischen Union durch die der Euro-
paischen Union angehérenden Mitglieder des Sicherheitsrates.

Art. J. 2 Abs. 3 S. 2 (jetzt Art. 19) wére hiebei um folgenden Satz er-
ganzt worden: , To this effect they will keep the other Member States ful-
ly informed and will concert with them®. Art. J. 5 Abs. 4 S 2 hatte wie
folgt gelautet: ,Notwithstanding paragraph 1, Member States which are
also members of the United Nations Security Council shall represent the
Union in this organ in matters coming within the common foreign and se-
curity policy. To this effect they will keep the other Member States fully
informed and will concert with them. In execution of their functions they
shall uphold the positions and the interests of the Union, in particular
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agreed common strategies, without prejudice to their responsibilities un-
der the provisions of the United Nations Charter.” [Hervorhebungen vom
Verfasser]

In weiterem Zusammenhang mit dieser Frage steht die Visibilitit der
Gemeinsamen AufBlen- und Sicherheitspolitik der Union im Sicher-
heitsrat schlechthin. Hiezu gibt es verschiedene Mdéglichkeiten:

e Erklarungen der EU-Prasidentschaft im Namen der 15 vor dem Si-
cherheitsrat (Art. 31 SVN sowie Regel 37 der provisorischen Verfah-
rensordnung des Sicherheitsrates). Diese Mdglichkeit wird seit eini-
gen Jahren mit steigender Tendenz gewahlt (ca. 20 Reden/Halbjahr),
wobei es meist am Geschick der Prasidentschaft gelegen ist, andere
Mitgliedstaaten davon abzuhalten, ebenfalls nach Art. 31 der Satzung
das Wort zu ergreifen, was ja zu einer weitgehenden ,Banalisierung*
der Prasidentschaftserklarung fihren wirde. Nicht immer, aber we-
nigstens manchmal gelingt es auch, selbst die beiden standigen Si-
cherheitsratsmitglieder dazu zu bringen, im Interesse der EU-
Visibilitat von ihrem eigenen Rederecht abzusehen;

e Einbringen von Initiativen oder Resolutionsentwirfen durch die bei-
den Standigen Mitglieder ausdriicklich im Namen der Européischen
Union. Hieflir besteht zumindest derzeit keine Bereitschaft der beiden
standigen Mitglieder;

e Vermehrte Auftritte des Hohen Vertreters und Generalsekretars des
Rates (Solana) vor dem Sicherheitsrat;

e Diese Auftritte sind derzeit die eher seltene Ausnahme d.h. es gibt
diesbeziiglich keine Routine, keine eingespielte Verfahrensweise. Zu-
letzt wurde meist die Losung gewahlt, den Hohen Vertreter sozusa-
gen unter dem Mantel der Prasidentschaftsdelegation sprechen zu
lassen. Ebenfalls in Frage kommt eine Einladung an den Hohen Ver-
treter gemal Art 39 der provisorischen Verfahrensordnung des Si-
cherheitsrates. Bezeichnend ist, dat Grof3britannien noch vor einem
Jahr als Prasident des Sicherheitsrates einen beabsichtigten Auftritt
Solanas aktiv verhindert hat und ihn in das informelle Verfahren nach
der sog. ,Arria“-Formel verweisen wollte. Ebenfalls auf den Wider-
stand GroBbritannien und Frankreichs stoRen Vorhaben Deutsch-
lands und Spaniens ab 2002 (als Sicherheitsrat-Mitglieder), Vertreter
der jeweiligen EU Prasidentschaft und des Ratsekretariats (Solana)
in ihre Sicherheitsratsdelegationen aufzunehmen.
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IV. Die Vereinten Nationen als Thema der Briisseler Institutionen

Ein weitere (und auch tber den Bereich Sicherheitsrat hinausreichende)
Frage ist, in welchem Ausmal sich Briisseler Gremien mit Angelegen-
heiten der Vereinten Nationen beschéftigen. Bis vor kurzem war dies na-
tiirlich im wesentlichen eine fast ausschlieBliche Aufgabe der zustandi-
gen Ratsarbeitsgruppe (CONUN), wobei freilich in New York kaum eine
,guidance” aus Brissel zu versplren war.

Mit der Schaffung der PSK (Politisches und Sicherheitspolitisches Komi-
tee) ist nun ein Gremium vorhanden, das von seiner Anlage her durch-
aus in operativer Weise auf das New Yorker Geschehen, v.a. des Si-
cherheitsrates Bezug nehmen kénnte und sollte. So wird seit einiger Zeit
im PSK formell die Tagesordnung des Sicherheitsrates verteilt und damit
eine Basis flir entsprechende Beratungen geschaffen.

Unter der schwedischen Prasidentschaft wurde auch ein systematischer
Dialog zwischen den Vereinten Nationen und der Européischen Union
im Hinblick auf eine mdgliche intensivere Zusammenarbeit bei Krisen-
management und Konfliktlbsung eingerichtet:

¢ RegelmaBige Treffen der EU-15 (oder auch im Troikaformat) mit dem
Generalsekretar der Vereinten Nationen;

e Treffen meist in Brissel zwischen dem Generalsekretar oder der
stellvertretenden Generalsekretérin und dem Hohen Vertreter und
dem fiir AuRenbeziehungen zustandigen Kommissar;

o PSK-Treffen mit der stellvertretenden Generalsekretarin und den Un-
tergeneralsekretéren;

e Kontakte auf Sekretariatsebene.

Dem PSK wird die zentrale Rolle der Uberwachung (,Monitoring*) des
Fortschritts in der Zusammenarbeit zwischen Europaischer Union und
den Vereinten Nationen zukommen. Vom PSK erstellte Richtlinien fiir
diese Zusammenarbeit wurden vom RAA am 11. Juni 2001 verabschie-
det. Diese beginnende Zusammenarbeit soll sicherstellen, dal die evol-
vierenden Méglichkeiten und Kapazitaten der ESDP (,European Security
and Defense Policy”) auch den Vereinten Nationen operativ zugute
kommen konnen. Der sogenannte Brahimibericht betreffend die Erho-
hung der Effizienz der friedenssichernden Operationen der Vereinten
Nationen ist fir die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zwischen Ver-
einten Nationen und Europaischer Union von einiger Bedeutung. Hier
geht es vor allem um die Frage, in wieweit und nach welchen Modalita-
ten die sich herausbildenden EU-Streitkrafte zur Durchfihrung der Pe-



22 Forschungskreis Vereinte Nationen

tersberger Aufgaben auch fir Aktionen der Vereinten Nationen zur Ver-
figung stehen werden.

Im Frihjahr 2001 hat die Europaische Kommission auch eine Kommuni-
kation zum Thema der Entwicklungszusammenarbeit und humanitaren
Hilfe verabschiedet (,Building an Effective Partnership with the United
Nations in the fields of Development and Humanitarian Affairs). Sie zielt
darauf ab, Qualitat und Impakt der Entwicklungspolitik der Gemeinschaft
innerhalb des Systems der Vereinten Nationen zu verbessern, ein-
schlieBlich vorausschaubare finanzielle Unterstltzung fiir diverse Pro-
gramme der Organisation auf diesen Gebieten.

V. Zur Vertretung der EU im Sicherheitsrat (einige abschlieBende
Anmerkungen)

1. Obige Ausfihrungen haben wohl klargemacht, wie unbefriedigend der
derzeitige Zustand ist. Gerade der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen, das zentrale Organ der internationalen Staatengemeinschaft fiir
Friedenssicherung, ausgestattet mit dem sich aus der Satzung der Ver-
einten Nationen ergebenden Monopol zur Legitimierung des Einsatzes
von Gewalt zur Losung internationaler Konflikte ist ein Gremium, in dem
die GASP der Européischen Union nicht geschlossen zum Ausdruck ge-
bracht werden kann: Uberhaupt nicht in den sogenannten informellen
Konsultationen, wo die Hauptarbeit des Sicherheitsrates geleistet wird,
und nur beschréankt in den offentlichen Sitzungen.

Ohne Zweifel, eine GASP, die diesen Namen wirklich verdient, ist mit
diesem Status unvereinbar.

2. Das legt die Forderung nach Einrichtung eines gemeinsamen Euro-
paischen Sitzes im Sicherheitsrat nahe. Diese Forderung wurde bislang
— getrennt und aus unterschiedlicher Motivation — von Italien und Oster-
reich erhoben. So wichtig diese Forderung ist, so wenig realistisch er-
scheint auf absehbare (und vermutlich auch unabsehbare ) Zeit ihre Er-
fullung. Das Selbstverstandnis der beiden der Europaischen Union an-
gehodrenden standigen Mitglieder des Sicherheitsrates steht dem kontrér
entgegen. Deren Stellung im Sicherheitsrat geht zeitlich wie urséchlich
dem Europaischen Einigungsprozel voraus; beide zeigen keinerlei Ab-
sicht, diesen Spezialstatus in den Integrationsprozef einzubringen.

3. Uberlegungen, die in Richtung eines privilegierten Konzertierungsme-
chanismus flir wenige groRRe Mitgliedstaaten der Union durch Aufnahme
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von Vertretern in die Delegationen Frankreichs und GroRbritanniens ge-
hen, wiirden wohl auf erbitterten Widerstand der tibrigen Mitgliedstaaten,
gerade auch der kleineren stoflen. Sie wiirden in einem solchen Regime
einen weiteren Schritt in Richtung Direktorat erblicken. Diese grundle-
gende Ablehnung lieRe sich meines Erachtens auch nicht mit dem Ar-
gument unterlaufen, dal dann Deutschland nicht mehr als starker Kon-
kurrent bei den Wahlen in den Sicherheitsrat auftreten wiirde und damit
die Wahlchancen der restlichen EU-Mitgliedstaaten und die Frequenz
ihrer Vertretung im Sicherheitsrat sich erhéhen wiirde. Der ,Ehrgeiz” auf
eine Sicherheitsrat-Mitgliedschaft ist zumeist nicht so grofl, um derart
grundliegende Bedenken aufzuwiegen.

4. In dieser Situation bleibt nur der lange mihsame ,Marsch durch die
Ebene™:

¢ Alle Ansatze in Richtung einer starkeren ,Vergemeinschaftung” der
standigen wie der von EU-Staaten eingenommenen nichtstandigen
Sitze im Sicherheitsrat (meist sind es ja zwei, in Zukunft unter Um-
standen sogar drei) ausnutzen;

e Beharrliche Anstrengungen, um Schritt fur Schritt die ,EU-Vertreter”
im Sicherheitsrat an eine gemeinsame Willensbildung heranzufiihren;

e Starkung — wo immer das moglich ist — der Prasenz der Prasident-
schaft der Europaischen Union und mehr noch des Hohen Vertreters.
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56. Generalversammlung (2001)

EU Abstimmungskohiision:

Gemeinsames Abstimmungsverhalten:
» bei allen abgestimmten Resolutionen: 76,5% (46 von 60 Res.);
* 93,13% bei allen (auch Konsensus) Resolutionen (insgesamt 264);
* 4 ,two-way splits“ (2x Nuklearwaffen, 2x Dekolonialisierung).

Number of | Resoluti EU conse Percentage over
Resolutions§ “ithout §  Resoltions the Total
Issue adopted by EDUN{',‘:”T; EU-US Resolutions by
vote agreement vote
Middle East 21 1 21 35%
Conflict
Nuclear 19 7 2
Weapons and 31.66%
Disarmament
Human Rights 11 1 2 18.33%
and Democracy|
Decolonization 5 4 0 8.33%
Development 4 i 1
and 6.66%
globalization
60 14 26 100%

Study carried out by the Office of Press&Public Affairs of the Delegation of the
European Commission at New York and the Information Office of the Permanent
Mission of Spain to the United Nations based on voting records provided by the UN
Website.



29

Sucharipa: Die GASP im Rahmen der Vereinten Nationen

diIQ *4In7 ined ‘zo@'AluN :Hiydeso

| sopeuBIN 5z :n3 - o= sapaiBuN SL :NT ~om |

000z 6661 8661 L661 9661 mmmm

s¢

v = 0s

O— ..'\ﬁmN

00l

(suasuoy-nN3 yw uaBunwwysqy 19p SHaMUSZ01d)
uiapa||BN §Z (ususwwouabue) |aq Bunjwwesiaajesaus
-ONN 43p ul uUalee}g-N3 Uap UaYISIMZ SUISUOY



‘2002 4N INBd © 'S8)JOA 8U} JO pJiy} 8UO UBY} 8I0W U JUSSJE :B/U ‘809919 JNOYIM 966} Ul NT x :SOION

001

001

001

001

001 |¥°L6

196

¥°S6

1'€6

€76

L'T6

9'L6

Kuofley

N YHIM SIJ0A
Jo o8rjusorag

o
0

N
(o)}

<
oo

(=4
(=2

O
[e2}
~
(o))

N
[}
~
~
0
loe]
[N
(o]

€01

LLT

€0T

0LT

IS1

€91

S9J0A PapIoday
JO IaquInN

Forschungskreis Vereinte Nationen

—

— O O O

— N O O O

N~ N~

— <t N — O

NS o AN

0

00 N v N N o—

umidjeg

Smoquiaxn|
SPUBLIOYION
g ‘Aueuon

Areif
QouRl{

— | —

O N > —~ N N~
—

— | —

—
<t O — 0 —~ O —~

O N N[N 00 v N — —
—

2N

Jjrewus g

puejaI]

<
a

900215)

N OoOIN|jn O OIN —~ O — O O
&~ —joI- AN NN O —~ o~ O —
S N[O jvn n OO0 © — O O O

(=R S e Bi=]
— — =

[eSnyog
uredg

N~ NN ~ |~ [T O AN AN — — o~ —

N~ F = == = AN~ N~ - —

—_ = N === 0|l O — — —~ —~

<t <+ T |~ ~ O N0 O —~ AN~

N <t —~ AN~ TN DO N0 O AN~ —

ol o IR = Kool o]

0007

6661

8661

L661

#9661 | S661

uopoms
puerul]
ejsny

066T | 6861 | L86I

30

(0 = wnwiuly ‘00} = Adolely N3 wouy 8oue)siq WnWIXepy)
S9JOA\ pap1023y ||V 104 fuolep N3 ayy wou4 asueysiq

:suoljeN pajiun 8y} Jo A|qUIassy [elauas ay} ul saje)s Jaquisjy N3 Jo Jolaeyag Bunjop




31

dliQ ‘4N Ined "zog'Ajun yjydesn

‘usBunWWIRSqY Jop [SQ Wauje S|e Jyall |9q PUBSSMJE ~ B/U 'PUB|UBYIBLS) BUYO N3 966 — 4 :uebumuawuy

ey | os | sb | ov | ov | 25 | sy | op | 86 | O | 2G| G5 | G5 | €9 | 2GS | 6V | IS uaipuy
oc | 8c | 8z | 46| ¥& | 9¢ | GE | €y | SE | Sp | Sy | 0S| L | LG | ¥ | G¥ | T us)dABy
g 9 |9 |6 8 [ v |9 | € |2 |9 |Ob|6 | 2| P]| EL]| LL|OC ueder
sy | 6| 1w | oc | se | ve | se|op | 8y | Ov | W | PP | LW | OE | BE | ¥E | OZ vsn
zz |1 ez | 6L | 6L | 0z | 6| 0Z| 9 | 8L | LE| €y | TS| €S| 69| 19| 6S | LL puBISSNY/YSSPN
ob | #L | be | 8L | 8| wL| O | WL | L] OZ| ¥2| OZ]| 82| 9€E| OE | 6Z | GE 19N L
6 6 2L w9z |9z | ve| 6| 2y | oy | 0S| 95| 09} 8y | 9 | ov usadAz
g o | oL |6k |€c|s | € | oL | p|Lz| 8| 6| €| PS|EP|EP| T elep
b c € € } 9 } 14 14 L Ll 84 4%} 69 19 69 L2 uiebun
L L 4 r4 € 8 € 6 4 2 - - - - - - - uaIuamo|S
L l 3 4 € 14 € 9 - - - - = . - - - 194EMO|S
L z € g S |G |2 (v |9 |9 |8 ]05| G| L5]| ¥5| 0S| Ly uslugwny
0 b b z z e o |z |¢e |v | e |8y | 2| 9] 09| 85| 69 usjod
Z L € 14 9 9 8 L 8 oL | - - - - = = - usnej
14 S ] 14 8 L 7 8 8 (0] - - - - - - puepa
s |y |s | v |8 |6 |9 |8 |6 |o|~-]|=-|~-|-|-1-/1- puepis3
0o |+ |22z |z |v |2 |z ¢ |¢s |e|ezs|es| 69| 19| 65| 1z ][dey- uosyosiissy
z 14 € L S |z (€ |2 |€ | ¥ | oz| 5| 5|69 9] 68| b2 uauebing
000Z | 6661 | 8661 | 2661 [\966L|S66L | 661 |£66L (2664 |L66L | 0661|6861 |2861 5861 (€861 |186L|6L61

Sucharipa: Die GASP im Rahmen der Vereinten Nationen

JoyIYaN-NT 4op UOA uajee)g Jabyysuos zueysiq :Z |19 ‘uaBunwwsqy (,peplosal”) usyoipuswieu s)fe ind (q

funzyaspo4 | ej8qe)



	Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der Europäischen Union im Rahmen der Vereinten Nationen - Bestandsaufnahme, Defizite, Chancen // Ernst Sucharipa
	I. Die Relevanz der Vereinten Nationen für eine Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union
	II. Rechtliche und „pararechtliche" Grundlagen der EU-Zusammenarbeit
	III. Praktische Gestaltung der EU-Zusammenarbeit bei den Vereinten Nationen
	1. Generalversammlung
	2. Sicherheitsrat

	IV. Die Vereinten Nationen als Thema der Brüsseler Institutionen
	V. Zur Vertretung der EU im Sicherheitsrat (einige abschließende Anmerkungen)


